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OLG Celle: Bestätigungsvermerk des
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AMTLICHE LEITSÄTZE
1. Auch nach § 1 Abs. 2 KapMuG in der bis zum 19. Juli 2024 geltenden
Fassung unterfallen Bestätigungsvermerke von Abschlussprüfern dem
Begriff der öffentlichen Kapitalmarktinformation (Anschluss an OLG
München, Beschluss vom 29. Februar 2024 – 17 W 1163/23 –, juris
Rn. 38ff.; OLG München, Beschluss vom 20. Mai 2022 – 13 U 9056/21 –,
juris Rn. 15 ff.; OLG München, Beschluss vom 13. Dezember 2021 – 3 U
6014/21 –, juris Rn. 48ff.; OLG München, Verfügung vom 9. Dezember
2021 – 8 U 6063/21 –, juris Rn. 52ff.; OLG Stuttgart, Beschluss vom
28. Juni 2021 – 12AR 6/21 –, juris Rn. 14 ff.; entgegen BayObLG, Teilmus-
terentscheidvom22. Februar2025 –101Kap1/22–, juris Rn. 242ff.).
2. Für Klagen, mit denen auf die Unrichtigkeit des Bestätigungsver-
merks eines Abschlussprüfers gestützte Schadensersatzansprüche ver-
folgt werden, ist auch nach der bis zum 19. Juli 2024 geltenden
Rechtslage grundsätzlich der ausschließliche Gerichtsstand gemäß
§ 32b Abs. 1 Nr. 1 ZPO a.F. eröffnet.
KapMuG § 1 Abs. 2 (i. d. F. bis zum 19.7.2024); ZPO § 32b Abs. 1 Nr. 1 (i. d. F.

bis zum 19.7.2024); HGB § 325 Abs. 1 S. 1 Nr. 1; BGB §§ 823 Abs. 2, 826

BB-Kommentar
Urteil wirkt einer Zersplitterung der örtlichen
Zuständigkeit entgegen

PROBLEM
Das Gesetz zur Einführung von Kapitalanleger-Musterverfahren wurde
durch § 32b ZPO als ausschließlichem Gerichtsstand für Schadensersatz-
ansprüche wegen fehlerhafter öffentlicher Kapitalmarktinformationen
flankiert, um ein Auseinanderfallen örtlicher Gerichtszuständigkeiten in
gleichgelagerten Prozessen zu vermeiden. Nach § 32b Abs. 1 ZPO ist das
Gericht am Sitz des betroffenen Emittenten oder der Zielgesellschaft ört-
lich zuständig, wenn sich der Sitz im Inland befindet. In der Neufassung
von § 1 KapMuG, auf den § 32b ZPO verweist, ist seit dem 20.7.2024 klar-
gestellt, dass Bestätigungsvermerke von Abschlussprüfern als öffentliche
Kapitalmarktinformation gelten (§ 1 Abs. 2 S. 2 Nr. 9 KapMuG). Vor dieser
Neufassung war dies strittig – und ist es auch weiterhin für Altfälle.

ZUSAMMENFASSUNG
Der Kläger macht geltend, dass er auf die Richtigkeit der von beiden Beklag-
ten unterzeichneten Bestätigungsvermerke vertraut und daher Aktien der
Zielgesellschaft gekauft habe, obgleich die Abschlüsse, die den Bestäti-
gungsvermerken zugrunde lagen, Vermögenswerte ausgewiesen hätten,
deren Existenz zumindest zweifelhaft gewesen sei. Die Bestätigungsvermer-
ke hätten daher verweigert, zumindest im Nachgang zurückgenommen
werden müssen, so der Kläger, der ein bewusstes und willentlich falsches
Vorgehen der Beklagten behauptet.
Die Klage wurde beim für seinen Wohnsitz zuständigen Landgericht erho-
ben. Dieses hat die Klage als unzulässig abgewiesen. Das OLG hat auf den
(erst) in der Berufung hilfsweise gestellten Verweisungsantrag die Klage an
das fürdenSitzdes EmittentenzuständigeGericht verwiesen.Daesumeinen
Fall vorderNeuregelungdesKapMuGgeht, ist auch§ 32bZPO inder Fassung

bis zum 19.7.2024 anzuwenden, wonach Klagen, mit denen Schadensersatz
wegen falscher, irreführender oder unterlassener öffentlicher Kapitalmarkt-
information geltend gemacht wird, ausschließlich am Sitz des betroffenen
Emittentenzuerhebensind.
Der Begriff der öffentlichen Kapitalmarktinformation ist in § 1 Abs. 2 S. 1
KapMuG definiert. Darunter fallen alle Informationen über Tatsachen, Um-
stände, Kennzahlen und sonstige Unternehmensdaten, die für eine Viel-
zahl von Kapitalanlegern bestimmt sind und einen Emittenten von Wert-
papieren oder einen Anbieter von sonstigen Vermögensanlagen betref-
fen. Im Fall von Bestätigungsvermerken bestimmt § 1 Abs. 2 S. 2 Nr. 9
KapMuG nunmehr ausdrücklich, dass auch diese hierunter fallen.
Vor der Neufassung wurden Bestätigungsvermerke nach teilweise vertre-
tener Ansicht (vgl. etwa Knops, BKR 2022, 366; Möllers, BKR 2022, 339)
nicht als öffentliche Kapitalmarktinformationen i. S. d. Legaldefinition des
§ 1 Abs. 2 S. 1 KapMuG angesehen, weil der Abschlussprüfer das Prü-
fungsergebnis nicht selbst an den Kapitalmarkt kommuniziere und auch
nicht die Aufgabe übernommen habe, den Kapitalmarkt über das Prü-
fungsergebnis zu unterrichten.
Das sieht das OLG Celle anders und schließt sich der überwiegenden Ansicht
(vgl. etwa Klöhn, NZG 2024, 971; Foerster, ZIP 2022, 1683) an. So handle es sich
bei einem Bestätigungsvermerk um Informationen über Umstände, die für
eine Vielzahl von Kapitalanlegern bestimmt sindundeinen Emittentenbetref-
fen, da hierin das Ergebnis der Abschlussprüfung niedergelegt ist. Wie auch
der BGH anerkenne, wende sich der Bestätigungsvermerk insoweit nach au-
ßen, als er einewichtige Informationsquelle für den Markt und Kapitalanlage-
interessentendarstelle.AuchseidieserkraftGesetzesoffenzulegen.Obeine In-
formation über Tatsachen und Unternehmensdaten unmittelbar und direkt
von ihremUrheber an den Kapitalmarkt kommuniziert wird, sei demWortlaut
des § 1 Abs. 2 S. 1 KapMuG a.F. nicht zu entnehmen. Der Gesetzeswortlaut
stellenurdarauf ab, ob einederartige Information für eineVielzahl vonKapital-
anlegern bestimmt sei, woran schon im Hinblick auf die Offenlegungspflicht
und die Einstufung als wichtige Informationsquelle keine Zweifel bestünden.
So werde der Abschlussprüfer im öffentlichen Interesse tätig und beglaubige
gegenüber der Allgemeinheit, dass der Abschluss u.a. mit den Rechnungsle-
gungsvorschriftenübereinstimme.

Ausweislich der Gesetzesbegründung zur Neufassung des KapMuG handle

es sich bei der Aufnahme von Bestätigungsvermerken in die beispielhafte

Aufzählung des § 1 Abs. 2 S. 2 auch nur um eine Klarstellung und keine

Änderung der bisherigen Rechtslage.

PRAXISFOLGEN
Das Urteil liegt auf der Linie der Mehrheit der bisher ergangenen OLG-Ent-
scheidungen zu diesem Thema (vgl. u. a. OLG München, 29.2.2024 –
17 W 1163/23 e, NZG 2024, 991; OLG Stuttgart, 28.6.2021 – 12 AR 6/21, NZG
2021, 1459) und wirkt einer Zersplitterung der örtlichen Zuständigkeit –
auch für Zeiträume vor der Neufassung des KapMuG – 1entgegen. Es trägt
Sinn und Zweck des § 32b Abs. 1 Nr. 1 ZPO Rechnung, wonach die Bünde-
lung kapitalmarktrechtlicher Schadensersatz- und Massenverfahren sicher-
gestellt werden soll. Dies dient der Vereinfachungwie Beschleunigung, nicht
zuletzt der Einheitlichkeit der Beweisaufnahme. DerGleichlauf derDefinition
öffentlicher Kapitalmarktinformationen nach altem wie neuem Recht för-
dert zudemRechtssicherheitwie Rechtsklarheit.
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